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2. Instanz

Aktenzeichen L 6 RA 143/98
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 5. August
1998 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die gegen die Bescheide vom 14. Mai 1997, 20.
August 1997, 15. November 2000 und 01. April 2004 sowie die
Rentenanpassungsmitteilungen zum 01. Juli 2000, 01. Juli 2001, 01. Juli 2002, 01.
Juli 2003, 01. Juli 2004 und 01. Juli 2005 gerichteten Klagen werden abgewiesen.
AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.
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Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt von der Beklagten, die seit dem 01. Oktober 2005 Deutsche
Rentenversicherung Bund heiÃ�t, eine hÃ¶here Altersrente fÃ¼r Frauen nach Â§ 39
Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI).

Die am1936 im Beitrittsgebiet geborene KlÃ¤gerin schloss am 04. Juli 1954 die
Oberschule mit der allgemeinen ReifeprÃ¼fung ab. Ihr am 01. Oktober 1954
aufgenommenes Studium schloss sie am 10. Juli 1958 mit dem Diplom als
Dolmetscher und Ã�bersetzer fÃ¼r die Sprachen Russisch und Englisch ab. Von
September 1958 bis Ende Januar 1990 war die KlÃ¤gerin â�� mit Unterbrechungen
â�� auf dem Gebiet der elektrotechnischen Industrie im Bereich der internationalen
Zusammenarbeit als Dolmetscherin und Ã�bersetzerin tÃ¤tig. Zuletzt arbeitete sie
vom 01. Februar 1990 bis Ende 1991 als Ingenieur fÃ¼r Standardisierung beim
Kombinat VEB E (E) T. Vom 01. August 1969 bis zum 28. Februar 1971 entrichtete
die KlÃ¤gerin BeitrÃ¤ge nach der Verordnung Ã¼ber die freiwillige Versicherung auf
Zusatzrente bei der Sozialversicherung vom 15. August 1968 (FZRVO 1968; in GBl II
Nr 29, 154 f) in HÃ¶he von monatlich 50,00 Mark der DDR (M). Ab dem 01. MÃ¤rz
1971 bis zum 30. Juni 1990 entrichtete sie â�� mit Unterbrechungen â�� BeitrÃ¤ge
nach der Verordnung Ã¼ber die Verbesserung der freiwilligen
Zusatzrentenversicherung und der Leistung der Sozialversicherung bei
ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 10. Februar 1971 (FZRVO 1971, GBl II Nr 17, 121). In der
Zeit vom 16. Juli 1980 bis zum 14. September 1981 war die KlÃ¤gerin aus
familiÃ¤ren GrÃ¼nden (Pflege der Mutter) selbststÃ¤ndig als Dolmetscherin tÃ¤tig.
FÃ¼r diesen Zeitraum ist im Sozialversicherungsausweis (SVA) als
beitragspflichtiger Gesamtarbeitsverdienst ein Betrag von 2.030,00 M fÃ¼r die Zeit
vom 16. Juli 1980 bis zum 31. Dezember 1980 und ein Betrag von 5.080,00 M fÃ¼r
die Zeit vom 01. Januar 1981 bis zum 14. September 1981 sowie von 515,00 M fÃ¼r
die FZR entsprechend den vorgelegten Unterlagen (Berechnungsbogen fÃ¼r die
Steuer von den freiberuflichen EinkÃ¼nften als Anlage zum Steuerbescheid 1980;
Bescheid fÃ¼r Steuern und SV-BeitrÃ¤ge 1981 des Magistrats von Berlin Hauptstadt
der DDR Abteilung Finanzen- Steuern vom 06. August 1982) vermerkt. Vom 01.
Januar 1992 bis zum 15. Januar 1992 bezog die KlÃ¤gerin Krankengeld,
anschlieÃ�end bis zum 11. April 1992 Arbeitslosengeld und vom 13. April 1992 bis
zum 31. Oktober 1996 AltersÃ¼bergangsgeld. Weder im Rahmen des
KontenklÃ¤rungs- noch des Rentenfeststellungsverfahrens gab die KlÃ¤gerin an, in
Zusatz- und Sonderversorgungssystemen des Beitrittsgebiets AnsprÃ¼che oder
Anwartschaften erworben zu haben.

Die Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) als
RentenversicherungstrÃ¤ger (die Beklagte) stellte mit Bescheid vom 27. August
1996 antragsgemÃ¤Ã� den Anspruch der KlÃ¤gerin auf Altersrente fÃ¼r Frauen
beginnend am 01. November 1996 in HÃ¶he von 2.221,97 DM brutto ausgehend
von 57,8939 persÃ¶nlichen Entgeltpunkten â��EP- (Ost) fest. Hierbei lehnte sie die
BerÃ¼cksichtigung zusÃ¤tzlicher Arbeitsverdienste fÃ¼r die Zeit vom 01. MÃ¤rz
1971 bis zum 30. April 1976 mit der BegrÃ¼ndung ab, dass die im SVA
bescheinigten Entgelte die maÃ�gebende Beitragsbemessungsgrenze bereits
erreicht hÃ¤tten. Hinsichtlich der Bewertung von Kindererziehungszeiten (KEZ)
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behielt sie sich die Anpassung der Rentenberechnung im Hinblick auf die zu
erwartende gesetzliche Neuregelung gemÃ¤Ã� dem Urteil des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 12. MÃ¤rz 1996 vor. Des Weiteren
enthielt der Bescheid den Hinweis, dass die KlÃ¤gerin noch weitere Mitteilung
erhalten werde, ob aufgrund einer Vergleichsberechnung ein Rentenzuschlag und
/oder Ã�bergangszuschlag zum Monatsbetrag der nach den Vorschriften des SGB VI
berechneten Rente geleistet werden kÃ¶nne. Mit ihrem Widerspruch rÃ¼gte die
KlÃ¤gerin ua die unzureichende BerÃ¼cksichtigung ihrer ab August 1969 zur FZR
geleisteten BeitrÃ¤ge, das Fehlen einer Vergleichsberechnung nach Art 2 des
RentenÃ¼berleitungsgesetzes (RÃ�G) und die HÃ¶he des berÃ¼cksichtigten
Bruttojahreseinkommens fÃ¼r die Zeit der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit im Jahre
1980. Die aufgrund der FZRVO 1968 entrichteten freiwilligen RentenbeitrÃ¤ge seien
zumindest analog der so genannten HÃ¶herversicherung rentensteigernd zu
berÃ¼cksichtigen. Des Weiteren fragte sie an, ob die nebenberuflich erzielten
EinkÃ¼nfte in den Jahren 1974 bis 1990, fÃ¼r die sie zwar Steuern aber keine
RentenversicherungsbeitrÃ¤ge gezahlt habe, bei der Rentenberechnung
berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten bzw ob hierfÃ¼r noch BeitrÃ¤ge nachgezahlt
werden kÃ¶nnten. Letzteres lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 14. November
1996 unter Hinweis auf fehlende gesetzliche Regelungen ab. Mit Bescheid vom 10.
MÃ¤rz 1997 stellte die Beklagte den Anspruch auf Altersrente fÃ¼r Frauen ab
Rentenbeginn mit monatlich 2.222,84 DM brutto bei 57,9165 EP (Ost) neu fest.
Hierbei berÃ¼cksichtigte sie fÃ¼r die Zeit vom 01. Januar 1976 bis zum 30. April
1976 als der FZR- Beitragsentrichtung zugrunde liegendes Entgelt den von der
KlÃ¤gerin zwischenzeitlich nachgewiesenen weiteren Verdienst von 774,60 M. Mit
Bescheid vom 14. Mai 1997 lehnte die Beklagte die Zahlung eines Renten-/
Ã�bergangszuschlags nach Â§Â§ 319 a, b SGB VI mit der BegrÃ¼ndung ab, wie aus
der beigefÃ¼gten Berechnung hervorgehe, Ã¼berschreite der nach den
Vorschriften des SGB VI ermittelte und bereits gezahlte Monatsbetrag der
Altersrente zum Zeitpunkt des Rentenbeginns den Betrag, der sich nach Art 2 RÃ�G
mit 1.350,00 DM ergebe. Den Widerspruch der KlÃ¤gerin wies die Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 03. Juli 1997 im Ã�brigen zurÃ¼ck: Die Nachentrichtung
von RentenbeitrÃ¤gen fÃ¼r die Zeit von 1974 bis 1990, in der die KlÃ¤gerin im
Beitrittsgebiet zeitweise nebenberuflich selbstÃ¤ndig tÃ¤tig gewesen sei, sei
gesetzlich nicht vorgesehen. Das beitragspflichtige Entgelt habe in der Zeit vom 16.
Juli 1980 bis 31. Dezember 1980 2.030,00 M betragen und kÃ¶nne nur in dieser
HÃ¶he bei der Rentenberechnung berÃ¼cksichtigt werden. Auch sei die
BerÃ¼cksichtigung von Ã�berentgelten fÃ¼r die Zeit von 1971 bis 1976 nach Â§
256 a Abs 3 SGB VI nicht mÃ¶glich, weil die KlÃ¤gerin in dieser Zeit nicht bis zum
hÃ¶chstmÃ¶glichen Betrag versichert gewesen sei. Die freiwilligen BeitrÃ¤ge vom
01. August 1969 bis zum 28. Februar 1971 seien bei der Rentenberechnung
gemÃ¤Ã� Â§ 256 a Abs 2 SGB VI berÃ¼cksichtigt worden. Die Zahlung einer
gesonderten Rente aus diesen BeitrÃ¤gen sei vom Gesetz nicht vorgesehen, da
diese BeitrÃ¤ge in die FZR Ã¼bernommen worden seien. Sobald entsprechend der
Entscheidung des BVerfG vom 12. MÃ¤rz 1996 eine gesetzliche Neuregelung bzgl
der Bewertung der KEZ vorliege, werde eine Neubescheidung erfolgen.

Mit Bescheid vom 20. August 1997 hat die Beklagte mit Wirkung ab 01. Juli 1997
den Auszahlungsbetrag der Altersrente unter BerÃ¼cksichtigung des geÃ¤nderten
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Beitragssatzes zur Krankenversicherung neu bestimmt.

Vor dem Sozialgericht (SG) Berlin hat die KlÃ¤gerin die
RentenhÃ¶chstwertfestsetzung nur noch gerÃ¼gt, soweit fÃ¼r die Zeit der
freiberuflichen TÃ¤tigkeit vom 16. Juli 1980 bis 31. Dezember 1980 nicht die
Bruttoeinnahmen in voller HÃ¶he (2.900,00 M) der Rentenberechnung zu Grunde
gelegt sowie die nach der FZRVO 1968 eingezahlten BeitrÃ¤ge nicht zusÃ¤tzlich
rentensteigernd berÃ¼cksichtigt worden sind. Die FinanzbehÃ¶rde habe bei den
fÃ¼r 1980 vorgenommenen Eintragungen im SVA einen pauschalen Betrag von 30
% fÃ¼r berufsbedingte Ausgaben in Abzug gebracht. Ihr â�� verspÃ¤teter â��
Einspruch habe nur noch fÃ¼r 1981 eine Korrektur der Eintragungen bewirken
kÃ¶nnen. Damals sei sie wegen des Eintritts eines Pflegefalls bei der in ihrem Haus
lebenden Mutter freiberuflich tÃ¤tig gewesen, so dass sie die
NichtberÃ¼cksichtigung des vollen Bruttoverdienstes fÃ¼r unbillig halte. Auch
mÃ¼ssten die nach der FZRVO 1968 eingezahlten BeitrÃ¤ge rentensteigernd
berÃ¼cksichtigt werden. Zur damaligen Zeit sei nicht abzusehen gewesen, dass es
spÃ¤ter zu einer Ã�berfÃ¼hrung in die so genannte FZR kommen wÃ¼rde, wobei
zur FZR sowohl der Versicherte als auch der Arbeitgeber je zur HÃ¤lfte die
BeitrÃ¤ge fÃ¼r das Ã¼ber dem in der Sozialpflichtversicherung (SV) versicherten
Arbeitsentgelt liegende Gehalt gezahlt hÃ¤tten. Die Anwendung der
Beitragsbemessungsgrenze fÃ¼hre in ihrem Fall dazu, dass sie die BeitrÃ¤ge von
monatlich 50,00 M vergeblich gezahlt habe, denn ihr Gehalt habe in den Jahren
1969 bis 1971 Ã¼ber der heute geltenden Beitragsbemessungsgrenze gelegen.
SchlieÃ�lich habe es vor 1968 eine Lebensversicherung zur Alterssicherung oder
andere geeigneten Formen der Vorsorge nicht gegeben. WÃ¤re sie erst 1971 der
FZR beigetreten, hÃ¤tte das Ã¼bliche Verfahren der Rentenberechnung fÃ¼r die
Jahre 1969 bis Februar 1971 das gleiche Ergebnis gebracht. Â§ 234 SGB VI sei
entsprechend anzuwenden.

Zwischenzeitlich hatte die Beklagte mit Bescheid vom 24. April 1998 den
HÃ¶chstwert des Anspruchs auf Altersrente von Beginn an unter BerÃ¼cksichtigung
zusÃ¤tzlicher EP (Ost) fÃ¼r KEZ entsprechend Â§ 307d SGB VI in der Fassung des
Rentenreformgesetz 1999 vom 16. Dezember 1997 (BGBl I 2289) mit insgesamt
58,5412 EP (Ost), ab 01. Juli 1998 mit 58,6412 EP (Ost), ab 01. Juli 1999 mit
58,6911 EP (Ost) und ab 01. Juli 2000 mit 58,7911 EP (Ost) neu festgestellt. Hierbei
ergab sich fÃ¼r die Zeit vom 01. November 1996 bis 31. Mai 1998 ein
Nachzahlungsbetrag in HÃ¶he von 438,09 DM. Ab dem 01. November 1996 betrug
der monatliche Bruttorentenbetrag 2.246,81 DM.

Das SG hat durch Urteil vom 05. August 1998 die Klage mit der BegrÃ¼ndung
abgewiesen, die Altersrente sei zutreffend berechnet worden. MaÃ�gebend fÃ¼r
das Jahr 1980 seien nur die Entgelte, von denen tatsÃ¤chlich
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge abgefÃ¼hrt worden seien. Auch seien die
Entgeltpunkte fÃ¼r den Zeitraum vom 01. August 1969 bis zum 28. Februar 1971
korrekt ermittelt worden. Eine Anrechnung von BeitrÃ¤gen Ã¼ber die
Beitragsbemessungsgrenze hinaus sei nicht mÃ¶glich. FÃ¼r den erhobenen
Anspruch, die Rente im Hinblick auf die zur freiwilligen Versicherung gezahlten
BeitrÃ¤ge von 50,00 M monatlich hÃ¶her zu bewerten, gebe es keine gesetzliche
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Grundlage.

Mit der Berufung hat die KlÃ¤gerin unter Vorlage einer vollstÃ¤ndige Kopie ihrer
SVA aus den Jahren 1954 bis 1991 zunÃ¤chst ihr erstinstanzliches Begehren
weiterverfolgt: Die unterschiedslose Behandlung bzw allgemeine Deckelung durch
die Beitragsbemessungsgrenze bei den Ã¼berfÃ¼hrten AnsprÃ¼chen werde den
verschiedenen Ausgestaltungen des Versicherungsrechts der DDR (AnsprÃ¼che auf
Zusatzversorgung, AnsprÃ¼che aus der FZR, AnsprÃ¼che ausschlieÃ�lich aus der
SV) nicht gerecht und sei verfassungswidrig. Zumindest seien die BeitrÃ¤ge zur
freiwilligen Zusatzrentenversicherung im Rahmen einer HÃ¶herversicherung zu
berÃ¼cksichtigen.

Mit SchriftsÃ¤tzen ihres BevollmÃ¤chtigten vom 09. August 2000, 29. Dezember
2001 und 13. Februar 2006 hat sich die KlÃ¤gerin zudem gegen die jeweils zum 01.
Juli eines Jahres in den Jahren 2000 bis 2005 ergangenen
Rentenanpassungsmitteilungen (RAP-Mit) gewandt und die Anpassung der Rente
sowie die Rentenangleichung Ost an West begehrt. Des Weiteren hat sie die
nachtrÃ¤gliche Anerkennung der Mitgliedschaft in einem Zusatzversorgungssystem
sowie der hierin erworbenen ZusatzrentenansprÃ¼chen geltend gemacht. Auf die
RentenansprÃ¼che aus der SV und der FZR seien analog der Regelungen fÃ¼r die
Bestandsrentner der Zahlbetragsschutz des Einigungsvertrages (EV) sowie die
weiteren Eigentums-, Bestandsschutz- und Vertrauensschutzbestimmungen
anzuwenden. Die besondere Beitragsbemessungsgrenze Ost (Â§Â§ 228a und 256a
SGB VI) sei verfassungswidrig. Auch sei der Bescheid vom 01. April 2004 betreffend
die Tragung des vollen Beitrages zur Pflegeversicherung aufzuheben.

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 5. August 1998 und die Bescheide vom 27.
August 1996, 10. MÃ¤rz 1997 und 14. Mai 1997 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 03. Juli 1997 sowie die Bescheide vom 20. August
1997, 24. April 1998, 15. November 2000 und 01. April 2004 und die zum 01. Juli
2000, 01. Juli 2001, 01. Juli 2002, 01. Juli 2003, 01. Juli 2004 und 01. Juli 2005
ergangenen Rentenanpassungmitteilungen aufzuheben sowie die Beklagte zu
verurteilen, ab dem 01. November 1996 fÃ¼r sie einen hÃ¶heren monatlichen
Rentenwert unter BerÃ¼cksichtigung der rechtmÃ¤Ã�ig in der DDR erworbenen
AnsprÃ¼che auf Rente aus der SV, der FZR und der Zusatzversorgung sowie der
fÃ¼r Bestandsrentner geltenden Zahlbetrags- und Bestandsschutzregelungen neu
fest zu stellen, die Rentenleistung zum 01. Juli 2000, 1. Juli 2001, 01. Juli 2002, 01.
Juli 2003, 01. Juli 2004 und 01. Juli 2005 unter BerÃ¼cksichtigung der allgemeinen
Lohn- und Einkommensentwicklung im Beitrittsgebiet und der Rentenangleichung
Ost an West anzupassen und den sich jeweils ergebenden hÃ¶chsten Rentenbetrag
an sie auszuzahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und die Klagen abzuweisen.

                             5 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/228a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/256a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/256a.html


 

Sie hÃ¤lt die von ihr vorgenommene RentenhÃ¶chstwertfestsetzung fÃ¼r
zutreffend. Sofern die Einbeziehung in die Zusatzversorgung erfolgreich sein sollte,
werde diese Ã¼berprÃ¼ft.

Die Beklagte hat den Auszahlungsbetrag der Altersrente mit Wirkung vom 01.
Januar 2001 unter BerÃ¼cksichtigung des geÃ¤nderten Beitragssatzes zur
Krankenversicherung mit Bescheid vom 15. November 2000 sowie unter
BerÃ¼cksichtigung des geÃ¤nderten Beitragssatzes zur Pflegeversicherung mit
Bescheid vom 01. April 2004 neu bestimmt.

Der Senat hat die Beteiligten mit Schreiben vom 27. MÃ¤rz 2003 darauf
hingewiesen, dass es sich bei den Rentenanpassungsmitteilungen (RAP-Mit) um
selbststÃ¤ndige Verwaltungsakte handele, deren Einbeziehung nach Â§ 96
Sozialgerichtsgesetz (SGG) zweifelhaft sein dÃ¼rfte.

Die BfA (heute: Deutsche Rentenversicherung Bund) in ihrer Eigenschaft als
VersorgungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zusatzversorgungssysteme
(ZusatzversorgungstrÃ¤ger) hat mit Bescheid vom 30. Mai 2002, bestÃ¤tigt durch
Widerspruchsbescheid vom 12. November 2002, die Feststellung von Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit der KlÃ¤gerin zu einem Zusatzversorgungssystem abgelehnt. Die
hiergegen erhobene Klage vor dem SG Berlin (S 13 RA 7175/02) ist erfolglos
geblieben (Urteil vom 29. April 2005); insoweit ist ein Berufungsverfahren bei dem
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg zum Aktenzeichen L 16 R 426/05
anhÃ¤ngig.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 17. Februar 2006 hat die Beklagte sich bereit
erklÃ¤rt, die Altersrente von Beginn an neu zu berechnen, sofern Ã¼ber den
Feststellungsbescheid des VersorgungstrÃ¤gers vom 30. Mai 2002 anderweitig
entschieden wird als im Urteil des SG Berlin vom 29. April 2005 (S 13 RA 7175/02)
geschehen, und insoweit den Bescheid vom 10. MÃ¤rz 1997 in der ergÃ¤nzenden
Fassung des Bescheides vom 24. April 1998 bezÃ¼glich der Bestimmung der
RentenhÃ¶he fÃ¼r vorlÃ¤ufig erklÃ¤rt.

Hinsichtlich der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den sonstigen
Inhalt der Gerichtsakte sowie der Verwaltungsakte der Beklagten, die Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Dem von der KlÃ¤gerin gestellten Antrag, das Ruhen des Verfahrens anzuordnen,
war schon deshalb nicht zu entsprechen, weil dies gemÃ¤Ã� Â§ 251 Satz 1
Zivilprozessordnung iVm Â§ 202 SGG einen auf dasselbe Ziel gerichteten Antrag der
Gegenseite voraussetzt, den die Beklagte hier nicht gestellt hat.

Die frist- und formgerecht (Â§ 151 SGG) eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist
zulÃ¤ssig (Â§ 143 SGG), jedoch unbegrÃ¼ndet. Die im Berufungsverfahren
erhobenen Klagen gegen die Bescheide vom 14. Mai 1997, 20. August 1997, 15.
November 2000 und 01. April 2004 und der jeweils zum 1. Juli ergangenen RAP-Mit
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der Jahre 2000 bis 2005 sind unzulÃ¤ssig.

Gegenstand des Verfahrens vor dem SG war der Verwaltungsakt im Rentenbescheid
vom 10. MÃ¤rz 1997 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 03. Juli 1997
und in der ergÃ¤nzenden Fassung des Bescheides vom 24. April 1998, mit dem die
HÃ¶he der Altersrente ab dem 1. November 1996 festgesetzt worden ist
(RentenhÃ¶chstwertfeststellung). Der Verwaltungsakt im Bescheid vom 10. MÃ¤rz
1997 hat die RentenhÃ¶chstwertfeststellung im ursprÃ¼nglichen Rentenbescheid
vom 27. August 1996 (im Sinne von Â§ 39 Abs 2 Zehntes Buch des
Sozialgesetzbuch â�� SGB X -) ersetzt, die hierdurch gegenstandslos geworden ist.
Der Verwaltungsakt in dem Bescheid vom 24. April 1998 hat die
RentenhÃ¶chstwertfestsetzung geÃ¤ndert, so dass er nach Â§ 96 Abs 1 SGG zum
Gegenstand des Klageverfahrens geworden war. Obwohl er in dem angefochtenen
Urteil des SG vom 05. August 1998 nicht ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt wird, hat das SG
Ã¼ber die darin enthaltenen Regelungen zur HÃ¶he des Rentenstammrechts nach 
Â§Â§ 39, 64 ff, 256a, 307d SGB VI entschieden. Wie das SG zutreffend entschieden
hat, sind die Klagen gegen die im Bescheid vom 10. MÃ¤rz 1997 in der
ergÃ¤nzenden Fassung des Bescheides vom 24. April 1998 vorgenommenen
Feststellungen der monatlichen EinzelansprÃ¼che auf Altersrente fÃ¼r den
Bezugszeitraum ab dem 1. November 1996 unbegrÃ¼ndet (dazu spÃ¤ter).

Das von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren verfolgte Begehren (vgl SchriftsÃ¤tze
vom 09. August 2000, 19. Dezember 2001 und 13. Februar 2006) ist im Weiteren
auf die Ã�nderung der erst wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens mit Wirkung zum 1.
Juli eines Jahres ergangenen RAPâ��Mit fÃ¼r die Jahre 2000 bis 2005, bei denen es
sich um anfechtbare Verwaltungsakte handelt (vgl BSG, Urteile vom 30. August
2000 â��B 5/4 RA 87/97- und vom 23. MÃ¤rz 1999 -B 4 RA 41/98 R- in SozR 3-1300 
Â§ 31 SGB X Nr 13 mwN) und die nicht Gegenstand der Entscheidung des SG
gewesen sind, sowie auf die Vornahme einer gÃ¼nstigeren "Anpassung Ost" an
Stelle der erfolgten Rentenanpassung gerichtet. Dahinstehen kann, ob die von der
KlÃ¤gerin bezeichneten, dem Gericht nicht vorgelegten RAP-Mit im Einzelnen auch
tatsÃ¤chlich ergangen sind. Jedenfalls handelt es sich insoweit um neue Klagen, die
schon deshalb als unzulÃ¤ssig abzuweisen sind, weil es sich um KlageÃ¤nderungen
(Erweiterungen) im Berufungsverfahren handelt, fÃ¼r die es an der ZustÃ¤ndigkeit
des Berufungsgerichts als erstinstanzliches Gericht â�� vgl Â§ 29 SGG â�� fehlt.
Denn auch bei einer wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens vorgenommenen
Klageerweiterung nach Â§ 99 SGG mÃ¼ssen die allgemeinen
ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen, wozu auch die instanzielle ZustÃ¤ndigkeit nach Â§
29 SGG gehÃ¶rt, bei der erweiterten Klage vorliegen (vgl BSG, Urteile vom 31. Juli
2002 -B 4 RA 113/00 R- und -B 4 RA 20/01 R-). Die Voraussetzungen der Â§Â§ 153
Abs 1, 96 Abs 1 SGG, wonach die instanzielle ZustÃ¤ndigkeit des Berufungsgerichts
fÃ¼r Klagen ausnahmsweise begrÃ¼ndet sein kÃ¶nnte, sind hier offensichtlich
nicht erfÃ¼llt. Denn die von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren angegriffenen
RAP-Mit beinhalten nur eine Teilregelung hinsichtlich der zukunftsgerichteten
Wertfortschreibung eines anderweitig bereits zuerkannten Rechts, sie setzen
insofern ein vollstÃ¤ndig ausgestaltetes Rentenstammrecht bereits begrifflich und
logisch voraus. Diese Ausgestaltung wird in den â�� hier angefochtenen â��
Altersrentenbescheiden vorgenommen, in die aber von den RAP-Mit nicht Ã¤ndernd
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eingegriffen wird. Geht es bei der ursprÃ¼nglichen Entscheidung darum, den Wert
des Rentenrechts neben den Festlegungen hinsichtlich Art, Beginn und Dauer als
Bestandteil seiner erstmaligen Umschreibung â�� als kÃ¼nftig dynamisierbare
GrÃ¶Ã�e â�� Ã¼berhaupt festzulegen, beschrÃ¤nken sich die hierauf basierenden
Anpassungsentscheidungen isoliert darauf, den Ã�nderungen der allgemeinen
Bemessungsgrundlagen, insbesondere des aktuellen Rentenwerts (vgl Â§ 65 SGB VI
iVm den hierzu nach Â§ 69 Abs1 Satz 1 SGB VI jeweils erlassenen
Rechtsverordnungen), Rechnung zu tragen.

Auch die Klagen gegen die kraft gewillkÃ¼rter KlageÃ¤nderung zur
erstinstanzlichen Entscheidung des Senats gestellten Bescheide vom 15. November
2000 und 1. April 2004 sind unzulÃ¤ssig, da es an der instanziellen ZustÃ¤ndigkeit
des Senats fehlt. Ferner ist auch hier ein Anwendungsfall des Â§ 96 iVm Â§ 153 Abs
1 SGG zu verneinen. Die genannten Bescheide betreffen nur die
Verrechnungsentscheidungen der Beklagten bezÃ¼glich des von der KlÃ¤gerin ab
dem 1. Januar 2001 bzw dem 1. April 2004 zu tragenden Beitrags zur Kranken- bzw
Pflegeversicherung, also bezÃ¼glich des Beitragsanspruchs des Kranken- und
PflegeversicherungstrÃ¤gers, der von der Beklagten mit den monatlichen
EinzelansprÃ¼chen aus dem Stammrecht auf Rente verrechnet worden ist (Â§ 255
FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch, Â§ 60 Elftes Buch Sozialgesetzbuch, Â§ 52
Allgemeiner Teil des Sozialgesetzbuch). Die Verrechnungsentscheidung bildet somit
einen von der RentenhÃ¶chstwertfestsetzung zu unterscheidenden
Streitgegenstand (BSG SozR 4-2600 Â§ 260 Nr 1). Dies gilt auch, soweit im
Berufungsverfahren von der KlÃ¤gerin erstmals der Bescheid vom 20. August 1997,
der ebenfalls nur die Verrechnungsentscheidung der Beklagten bezÃ¼glich des von
der KlÃ¤gerin ab dem 1. Juli 1997 zu tragenden Beitrags zur Krankenversicherung
betrifft, angegriffen wird. Dieser Bescheid war nicht gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs 1 SGG
Gegenstand des erstinstanzlichen Verfahrens geworden und ist in Bestandskraft
erwachsen (Â§ 77 SGG), so dass die hiergegen gerichtete Anfechtungsklage auch
aus diesem Grunde unzulÃ¤ssig ist (vgl Â§ 78 SGG).

Soweit die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren erstmals im Rahmen der kombinierten
Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs 1 und 4 SGG) von der
Beklagten die Anpassung der nach Art 2 RÃ�G berechneten Vergleichsrente
(1.350,00 DM) und damit die Zahlung eines zu dynamisierenden
Ã�bergangszuschlages nach Â§ 319b SGB VI begehrt, handelt es sich ebenfalls um
unzulÃ¤ssige Klagen. Denn der Bescheid vom 14. Mai 1997, mit dem die Beklagte
die Rentenleistung nach Art 2 RÃ�G festgestellt und die Zahlung eines
Ã�bergangszuschlages abgelehnt hatte, ist von der KlÃ¤gerin im erstinstanzlichen
Verfahren vor dem SG nicht angegriffen und damit bestandskrÃ¤ftig (Â§ 77 SGG)
geworden. FÃ¼r diese KlageÃ¤nderungen (Erweiterungen) im Berufungsverfahren
fehlt es ebenfalls an der ZustÃ¤ndigkeit des Berufungsgerichts als erstinstanzliches
Gericht (vgl Â§ 29 SGG). Im Ã�brigen wÃ¤ren die Klagen auch unbegrÃ¼ndet, da es
fÃ¼r die begehrte Anpassung der nach Art 2 RÃ�G berechneten Vergleichsrente
bzw des Ã�bergangszuschlages nach Â§ 319b SGB VI an einer gesetzlichen
Regelung mangelt und dieser Zustand auch nicht gegen Verfassungsrecht
verstÃ¶Ã�t (vgl BSG in SozR 3-2600 Â§ 319b SGB VI Nrn 1 und 2; BSG Urteil vom
30. Januar 2003 â��B 4 RA 9/02 R-; BVerfG bzgl des fÃ¼r Bestandsrentner
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vorgesehenen AuffÃ¼llbetrages nach Â§ 315a SGB VI Beschluss 11. Mai 2005 -1
BvR 368/97, 1 BvR 1304/98, 1 BvR 2300/98 und 1 BvR 2144/00-).

Die KlÃ¤gerin kann von der Beklagten die Feststellung eines hÃ¶heren Wertes der
monatlichen Altersrente fÃ¼r Frauen (Â§ 39 SGB VI), dh die Feststellung eines
hÃ¶heren Bruttobetrages ihrer SGB VI-Rente, derzeit nicht verlangen. Insoweit ist
der Bescheid vom 10. MÃ¤rz 1997 in der ergÃ¤nzenden Fassung des Bescheides
vom 24. April 1998 nicht zu beanstanden. Der Entscheidung des Senats Ã¼ber den
von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Anspruch auf GewÃ¤hrung einer hÃ¶heren
SGB VI-Rentenleistung stand auch nicht das Verbot des vorzeitigen
Verfahrensabschlusses entgegen (vgl BSG Urteil vom 29. Oktober 2002, â�� B 4 RA
22/02 R -), denn die Beklagte hat im Hinblick auf das von der KlÃ¤gerin betriebene
Verwaltungs- bzw Gerichtsverfahren betreffend die Feststellungen des
VersorgungstrÃ¤gers nach Â§Â§ 5 bis 8 AAÃ�G die RentenhÃ¶chstwertfestsetzung
in dem Bescheid vom 10. MÃ¤rz 1997 in der ergÃ¤nzenden Fassung des Bescheides
vom 24. April 1998 fÃ¼r vorlÃ¤ufig erklÃ¤rt. Daher lagen auch die Voraussetzungen
fÃ¼r die von der KlÃ¤agerin beantragte Aussetzung des Verfahrens nach Â§Â§ 153
Abs 1, 114 SGG nicht vor.

Die Beklagte hat in den zuvor genannten Bescheiden zutreffend den Wert der
monatlichen Altersrente der KlÃ¤gerin â�� und damit auch die Anzahl der
Entgeltpunkte â�� unter BerÃ¼cksichtigung der Pflichtbeitragszeiten nach Â§ 248
Abs 3 Satz 1 SGB VI festgesetzt. Rechtsgrundlage fÃ¼r die Feststellung der
persÃ¶nlichen EP der monatlichen Altersrente der KlÃ¤gerin ist hier nur Â§ 256a
SGB VI, da es fÃ¼r eine Anwendung von Â§ 259b SGB VI an der die Beklagte
bindenden Feststellungen des VersorgungstrÃ¤ger betreffend Zeiten der
ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatzversorgungssystem (vgl hierzu BSG, Urteile vom
29. Oktober 2002 -B 4 RA 27/02 R- und -B 4 RA 55/01 R-) fehlt. Diese Vorschriften
ergÃ¤nzen Â§Â§ 63 ff SGB VI fÃ¼r Rentenberechtigte, deren Recht auf Rente auf
Beitragszeiten im Beitrittsgebiet beruht. Denn ohne die Ã�berleitungsvorschriften
der Â§Â§ 256a, 259b, 248 SGB VI wÃ¤ren die in der ehemaligen DDR
zurÃ¼ckgelegten Beitrags- und BeschÃ¤ftigungszeiten fÃ¼r den Wert einer Rente
aus der gesetzlichen Rentenversicherung (SGB VI-Rente) unbeachtlich, zumal
insoweit weder eine Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung der
Bundesrepublik Deutschland bestand noch Beitragszahlungen zu einem TrÃ¤ger
dieser gesetzlichen Rentenversicherung erfolgten.

Die HÃ¶he der Altersrente der KlÃ¤gerin bestimmt sich ausschlieÃ�lich nach den
Vorschriften des SGB VI. Die Vorschriften der DDR Ã¼ber die Berechnung der Rente
der SV einschlieÃ�lich der FZR nach Â§Â§ 3 ff der Verordnung Ã¼ber die
GewÃ¤hrung und Berechnung der Renten der Sozialpflichtversicherung vom 23.
November 1979 (Renten-VO; GBl I Nr 38 S 401) sind nicht mehr anzuwenden, da
diese Regelungen â�� mit bestimmten Modifikationen â�� nur bis zum 31.
Dezember 1991 fortgalten (siehe Anlage II Kapitel VIII Sachgebiet F Abschnitt III Nr.
6 des EV vom 31. August 1990), der Altersrentenanspruch der KlÃ¤gerin jedoch erst
nach dem 31. Dezember 1991 entstanden ist.

Die Beklagte hat den (Brutto-) Monatsbetrag der Altersrente der KlÃ¤gerin (Â§ 64
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SGB VI) unter Zugrundelegung eines Zugangsfaktors von 1,0 (Â§ 77 Abs 1 SGB VI)
und von 58,5412 (bzw ab 01. Juli 1998 in HÃ¶he von 58,6412, ab 01. Juli 1999 in
HÃ¶he von 58,6911 und ab 01. Juli 2000 in HÃ¶he von 58,7911) persÃ¶nlichen EP
(Ost) (Â§Â§ 70 ff, 256a, 307d SGB VI) sowie eines Rentenartfaktors von 1,0 (Â§ 67
SGB VI) und dem jeweils maÃ�geblichen aktuellen Rentenwert (Ost) von 38,38 DM
am 1. November 1996 bzw 40,51 DM am 1. Juli 1997 (Â§Â§ 68, 255a SGB VI) mit
2.246,81 DM ab 1. November 1996 bzw 2.371,50 DM ab 1. Juli 1997 zutreffend
bestimmt.

Die Arbeitsverdienste der KlÃ¤gerin in der Zeit bis zum 28. Februar 1971 hat die
Beklagte nach VervielfÃ¤ltigung mit den Werten der Anlage 10 zum SGB VI (Â§ 256a
Abs 1 SGB VI) unter Beachtung von Â§ 256a Abs 2 Satz 2 zweiter Halbsatz SGB VI
betreffend die Zeit vom 1. August 1969 bis zum 28. Februar 1971, in der
zusÃ¤tzliche BeitrÃ¤ge in HÃ¶he von 50,00 M monatlich nach der FZRVO 1968 von
der KlÃ¤gerin entrichtet worden waren, gesetzeskonform maximal bis zur
Beitragsbemessungsgrenze des Bundesgebietes bei Ermittlung der EP
berÃ¼cksichtigt (Â§ 260 Satz 2 SGB VI). Fehler der Beklagten in der Anwendung des
Â§ 256a Abs 2 und 3 SGB VI bezÃ¼glich der von der KlÃ¤gerin in der FZR
zurÃ¼ckgelegten Beitragszeiten sind aus den angefochtenen Rentenbescheiden
nicht erkennbar.

Hinsichtlich der Arbeitsverdienste fÃ¼r die Zeit vom 16. Juli 1980 bis zum 31.
Dezember 1980 hat die Beklagte in zutreffender Weise nur das in der SV versicherte
Entgelt aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit in HÃ¶he von insgesamt 2.030,00 M der
Rentenberechung zu Grunde gelegt. Denn nur fÃ¼r diesen Verdienst sind von der
KlÃ¤gerin Lohnsteuer und SV-BeitrÃ¤ge, jedoch keine FZR-BeitrÃ¤ge abgefÃ¼hrt
worden, wie es sich unzweifelhaft aus den von der KlÃ¤gerin vorgelegten
Unterlagen (Eintragungen im SVA, Bescheide der FinanzbehÃ¶rde) ergibt und von
ihr auch nicht bestritten wird. Zudem entsprach der im SVA eingetragene Betrag
von 2.030,00 M den damals geltenden Bestimmungen. Denn freiberuflich TÃ¤tige
unterlagen nach Â§Â§ 1 Buchstabe f, 19 Abs 1 der Verordnung Ã¼ber die
Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung der DDR vom 9. Dezember
1977 (StaatlSVO; GBl 1978 I S 1) der Pflichtversicherung zur Sozialversicherung
wenn ihre beitragspflichtigen EinkÃ¼nfte aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit mindestens
900,00 M im Kalenderjahr betrugen. Der als Jahresbeitrag zu zahlende Betrag
betrug fÃ¼r den selbstÃ¤ndig TÃ¤tigen 20% der beitragspflichtigen EinkÃ¼nfte, Â§
22 Abs 1 StaatlSVO. Grundlage fÃ¼r die Berechnung des Jahresbeitrages war der
Gesamtbetrag der aus der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit im Kalenderjahr erzielten
steuerpflichtigen EinkÃ¼nfte ohne BerÃ¼cksichtigung von SteuerfreibetrÃ¤gen bzw
Steuerfreigrenzen und sonstigen SteuerermÃ¤Ã�igungen gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs 4
StaatlSVO iVm Â§ 22 Abs 1 Buchstabe a der 1. DurchfÃ¼hrungsbestimmung (1. DB)
zur StaatlSVO vom 9. Dezember 1977 (GBl 1978 I S 23). Steuerpflichtig waren bei
den AngehÃ¶rigen der steuerbegÃ¼nstigten freien Berufe, zu denen auch
Ã�bersetzer und Dolmetscher zÃ¤hlten, nach Â§Â§ 1, 2, 5 Abs 1 Nr 5 der
Verordnung Ã¼ber die Versteuerung des Arbeitseinkommens vom 22. Dezember
1952 (AStVO; GBl 1952 Nr 182, Seite 1413) in der 1980 maÃ�geblichen Fassung
(verÃ¶ffentlicht in: Besteuerung des Arbeitseinkommens, herausgegeben vom
Ministerium der Finanzen, Staatsverlag der DDR, Berlin 1981) die Einnahmen aus
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der steuerbegÃ¼nstigten TÃ¤tigkeit gekÃ¼rzt um die berufsbedingten Ausgaben
(vgl Â§ 6 AStVO iVm Ziff 33 Abs 3 Satz 3 der Richtlinien vom 22. Dezember 1952
Ã¼ber die Besteuerung des Arbeitseinkommens (AStR; GBl Nr 182 S 1413) â��
Pauschale von 30 % -). Die entsprechenden Eintragungen im SVA, insbesondere der
beitragspflichtigen JahreseinkÃ¼nfte und die Anzahl der Arbeitsausfalltage waren
gemÃ¤Ã� Â§ 111 Abs 2 StaatlSVO durch den Rat des Kreises, Abteilung Finanzen
vorzunehmen.

Soweit die KlÃ¤gerin allgemein die vollstÃ¤ndige Ã�berfÃ¼hrung ihrer SV- und FZR-
Anwartschaften in die gesetzliche Rentenversicherung rÃ¼gt, ist ihr entgegen zu
halten, dass sich aus Art 3 Abs 1 Grundgesetz (GG) keine Pflicht des Gesetzgebers
ergibt, sie rÃ¼ckwirkend und kostenfrei so zu stellen, als hÃ¤tte sie die
Voraussetzungen erfÃ¼llt, von denen die Altersversorgung einer westdeutschen
Berufskollegin, die neben den gesetzlichen Rentenanwartschaften auch
Anwartschaften auf eine Betriebsrente oder privatversicherungsrechtliche
Rentenanwartschaften erworben hat, abhÃ¤ngt (vgl BSG Urteil vom 23. MÃ¤rz 2000
â�� B 13 RJ 35/99 R â�� in SozR 3-2600 Â§ 256 a SGB VI Nr 7 unter Hinweis auf 
BVerfGE 100, 1, 45). Ebenso geht der Vergleich der KlÃ¤gerin ihrer Anwartschaften
aus der FZR, insbesondere der nach der FZRVO 1968 erworbenen, mit den
Anwartschaften aus dem ebenfalls geschlossenen System der HÃ¶herversicherung
des Altbundesgebietes fehl. Denn die KlÃ¤gerin hat keine BeitrÃ¤ge zur
HÃ¶herversicherung (Â§Â§ 234, 269 SGB VI) entrichtet. Diese wurde erst mit
Wirkung vom 1. Januar 1992 im Beitrittsgebiet erÃ¶ffnet (siehe Anlage I Kapitel VIII
Sachgebiet H Abschnitt III Nr 1 des EV). Soweit im Rentenbescheid vom 10. MÃ¤rz
1997 (in der ergÃ¤nzenden Fassung des Bescheides vom 24. April 1998) fÃ¼r
gleichgestellte Beitragszeiten vor (und nach) dem 1. MÃ¤rz 1971 die allgemeine
Beitragsbemessungsgrenze nach Â§ 260 Satz 2 SGB VI Anwendung fand, ist dies
verfassungsrechtlich unbedenklich (vgl. BSG, Urteile vom 9. November 1999 â�� B
4 RA 2/99 R â�� , 29. Juni 2000 â�� B 4 RA 42/99 R â�� und 10. April 2003 â�� B 4
RA 41/02 R- in SozR 4-2600 Â§ 260 Nr 1; BVerfG Beschluss vom 13. Dezember 2002
â�� 1 BvR 1144/00 â�� in SozR 3 -2600 Â§ 256a Nr 9).

Im Hinblick auf die bereits vorliegenden hÃ¶chstrichterlichen und
verfassungsgerichtlichen Entscheidungen zur Ã�berfÃ¼hrung der in der DDR und
nach deren Vorschriften erworbenen Rechte, AnsprÃ¼che und Anwartschaften aus
der SV und der FZR sowie den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen in die
gesetzliche Rentenversicherung des SGB VI bestand fÃ¼r den Senat kein Anlass,
das Verfahren nach Artikel 100 GG auszusetzen und dem BVerfG vorzulegen.
Ebenso wenig vermag die KlÃ¤gerin ihr Begehren mit Erfolg auf die EuropÃ¤ische
Menschenrechtskonvention (EMRK) zu stÃ¼tzen, denn deren Garantien gegen
Diskriminierung (Artikel 14 EMRK) und zum Eigentumsschutz (Artikel 1 Erstes
Zusatzprotokoll zur EMRK vom 20. MÃ¤rz 1952 â�� BGBl 1956 II S 1880) gewÃ¤hren
keinen weiteren Schutz als Artikel 3 Abs 1 GG und Artikel 14 Abs 1 GG (vgl BSG,
Urteil vom 30. August 2000 -B 5/4 RA 87/97 R â�� mwN). Bei dieser Sach- und
Rechtslage sah sich der Senat auch nicht gedrÃ¤ngt, die von der KlÃ¤gerin im
Schriftsatz ihres BevollmÃ¤chtigten vom 13. Februar 2006 angeregte
Beweiserhebung durchzufÃ¼hren.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG, sie folgt der Entscheidung in der
Hauptsache.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht vor;
insbesondere weicht der Senat nicht von der hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung
ab, sondern folgt dieser.

Erstellt am: 23.03.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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